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EINWURF
Liebe Leserinnen,
liebe Leser, 

HAUSHALT 2019
Fortsetzung der Investitionsoffensive

In dieser Woche hat der Bundestag die 
Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 
sowie zur mittelfristigen Finanzpla-
nung bis 2022 aufgenommen. Mit dem 
Gesetzentwurf zum Haushaltsentwurf 
knüpft die Bundesregierung nahtlos am 
letzten Bundeshaushalt an. Zunächst 
bedeutet dies auch für das kommende 
Jahr, dass der Bund keine neuen Schul-
den aufnehmen wird. Damit wird die 
Schuldenstandgrenze des Maastrichter 
Vertrags von 60% des Bruttoinland-
sprodukts erstmals seit 17 Jahren un-
terschritten. Dies ermöglicht zugleich 
neuen Investitionsspielraum, um die 
prioritären Maßnahmen aus dem Koa-
litionsvertrag konsequent und zeitnah 
umzusetzen: 
Infrastruktur: Im Bereich der Infra-
struktur werden die Mittel für die Bun-
desfernstraßen im kommenden Jahr auf 
rund 7,9 Mrd. Euro weiter aufgestockt. 
Die Gesamtinvestitionen in die Fern-
straßen, Schienen- und Wasserwege des 
Bundes sollen sich im kommenden Jahr 
auf rund 15 Mrd. Euro belaufen. Auch 
das Sonderprogramm zur Brückensa-
nierung wird fortgeführt. Diese Mittel 
sollen von 740 Mio. Euro im laufenden 
Jahr auf 760 Mio. Euro erhöht werden. 
Neben der Verkehrsinfrastruktur stellt 
auch die Verfügbarkeit von schnellem 
Internet einen wesentlichen Stand-
ortvorteil dar. Das milliardenschwere 
Breitbandförderprogramm des Bundes, 
das wir im Jahr 2015 ins Leben gerufen 

haben, hat den Breitbandausbau in länd-
lichen Räumen entscheidend beschleu-
nigen können. Die Bandbreiten der ge-
förderten Projekte werden den Bürgern 
bis 2019 zur Verfügung stehen. Für die 
Fortführung des Breitbandförderpro-
gramms sehen wir bis zum Ende der Le-
gislaturperiode Mittel von bis zu 12 Mrd. 
Euro vor. Nun gilt es, die vorhandenen 
Mittel so schnell wie möglich in baurei-
fe Projekte umzusetzen. An dieser Stelle 
ist der Bund jedoch auf die Länder und 
Kommunen angewiesen, die für die Pla-
nung und Ausführung der Vorhaben ver-
antwortlich sind. Zur Vereinfachung der 
Umsetzung von Vorhaben hat das uni-
onsgeführte Bundesverkehrsministeri-
um ein Planungsbeschleunigungsgesetz 
auf den Weg gebracht, um Planungs- 
und Genehmigungsverfahren spürbar 
zu vereinfachen und doppelte Arbeiten 
zu vermeiden. Auch die Infrastrukturge-
sellschaft des Bundes (IGA), deren Grün-
dungsbeschluss wir diese Woche im Ver-
kehrsausschuss des Bundestages gefasst 
haben, ist ein notwendiger Baustein zur 
Erreichung dieser Ziele. Die IGA wird 
ab 2021 ihre Arbeit aufnehmen. Mit ihr 
kann der Bund Autobahnen und ausge-
wählte Bundesstraßen schneller planen, 
direkter finanzieren und gesamtnetzori-
entierter bauen. 
Ländliche Räume: Im Koalitionsvertrag 
haben wir vereinbart, dass wir die För-
derung der ländlichen Räume und damit 
die Gleichwertigkeit der Lebensverhält-

die parlamentarische Sommerpause ist 
zu Ende und der Betrieb im Bundestag 
hat in dieser Woche wieder Fahrt auf-
genommen. Aber auch während der 
Sommerpause war ich nicht untätig. 
Neben vielen Terminen im Wahlkreis 
war ich gemeinsam mit mit dem 1. Par-
lamentarischen Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael 
Grosse-Brömer, zu Gesprächen in Ka-
nada. Im nationalen Parlament sowie in 
den Volksvertretungen von Ontario und 
Québec standen dabei wichtige politi-
sche Themen wie die Migrationspolitik, 
freier Handel und die Stärkung der Re-
gierungsbefragung auf dem Programm. 

Nun geht aber das politische Alltags-
geschäft wieder los. So sind in dieser 
Woche die Beratungen für den Bundes-
haushalt 2019 gestartet.

Herzliche Grüße
Ihr Patrick Schnieder
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nisse zwischen Stadt und Land inten-
sivieren möchten. Zweifelsfrei ist dies 
eine klassische Querschnittsaufgabe 
in der Politik. Neben den bereits be-
schriebenen Mehrinvestitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur werden ländli-
che Regionen auch vom Mittelzuwachs 
beim Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft profitieren. Dort 
stehen zur Förderung der ländlichen 
Entwicklung im kommenden Jahr knapp 
eine Milliarde Euro bereit. Essentiell für 
die Förderung der ländlichen Räume 
ist auch die Unterstützung der Land-
wirtschaft. Durch die Digitalisierung 
stehen der Landwirtschaft neue, vielfäl-
tige Möglichkeiten zur Verfügung, um 
nachhaltiger und kostengünstiger zu 
produzieren. Diese neuen Technologien 
fördert allein der Bund im kommenden 
Jahr mit 15 Mio. Euro.   
Familien: Der vorgestellte Haushalt 
sieht vielfältige Entlastungen für Fami-
lien vor. Insgesamt sind für familienpo-

litische Maßnahmen Mehrausgaben in 
Höhe von 800 Mio. Euro vorgesehen. 
Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, 
werden wir das Kindergeld ebenso wie 
den Kinderfreibetrag ab 2019 erhöhen. 
Darüber hinaus wollen wir die Länder 
dabei unterstützen, die Qualität in der 
Kinderbetreuung in Kitas zu erhöhen 
und mehr gebührenfreie Betreuungs-
möglichkeiten zu schaffen. Hierfür wer-
den zwischen 2019 und 2022 5,5 Mrd. 
Euro bereitgestellt. Familien profitieren 
aber auch von der Einführung des Bau-
kindergeldes. Angesichts des großen 
Bedarfs an Wohnraum wird hiermit ein 
wirksamer Impuls für die Eigentums-
bildung von Familien gesetzt, von dem 
hunderttausende Familien profitieren 
werden. Das Baukindergeld kann ab 18. 
September bei der KfW beantragt wer-
den. Im Bundeshaushalt 2019 sind hier-
für 570 Mio. Euro eingeplant, die auf 
990 Mio. Euro im Jahr 2022 anwachsen 
sollen. 

Innere Sicherheit: Auf den Bereich der 
Inneren Sicherheit entfallen insgesamt 
5,4 Mrd. Euro. Im Fokus steht dabei 
insbesondere, wie im Koalitionsvertrag 
vereinbart, die Stärkung der Personal-
ausstattung bei den Sicherheitsbehör-
den des Bundes. So werden bei Bundes-
polizei, Bundeskriminalamt und beim 
Zoll knapp 3900 neue Stellen entstehen. 
Verteidigung: Der Verteidigungsetat 
wird auch in 2019 auf 42,9 Mrd. Euro 
wachsen und damit rund 4 Mrd. Euro 
über dem Verteidigungsetat von 2018 
liegen. Die NATO-Quote steigt somit 
auf 1,31%. Damit kommen wir sowohl 
unseren Bündnisverpflichtungen nach 
und stellen zudem notwendige Inves-
titionen in die Materialerhaltung und 
Rüstungsbeschaffung sicher. Es wird 
aber wiederum deutlich, dass für die 
Modernisierung und die Umsetzung 
der NATO-Beschlüsse, weitere Mitte-
lerhöhungen in den kommenden Jahren 
unabdingbar sind. 

BERLIN I
Zu Besuch auf der IFA

Die Internationale Funkausstellung IFA 
lockt jedes Jahr Technikinteressierte aus 
der ganzen Welt nach Berlin. Neben der 
neuesten Generation von Smartpho-
nes und Notebooks stand dieses Jahr 
die Vernetzung von Geräten im Fokus 
der IFA. Gemeinsam mit dem Land-
tagsabgeordneten Gordon Schnieder 
habe ich mir die aktuellen Trends und 
Entwicklungen präsentieren lassen. Mit 
dem Breitbandförderprogramm und der 
5G-Strategie treibt der Bund die digi-

tale Erschlie-
ßung des länd-
lichen Raumes 
mit Nachdruck 
voran. Ich gehe 
davon aus, dass 
das Angebot 
die Nachfrage 
schaffen wird. 
Daher habe ich 
mich darüber in-
formiert, welche 
neuen Anwen-
dungen aus den 
Bereichen Smart 
Home, vernetz-
te Haushaltsge-
räte und Unter-

haltungselektronik für die zukünftigen 
Bandbreiten bereitstehen.
Als langjähriger IFA-Aussteller war Tech-
niSat auch dieses Jahr wieder auf der 
Messe vertreten und präsentierte auf 
über 800 Quadratmetern interessierten 
Besuchern und dem Fachpublikum die 
neuesten Produkte. Auch das Dauner 
Unternehmen hat sein Produktportfo-
lio um smarte Lösungen für den Haus-
halt erweitert. Am Stand des Dauner 

Unternehmens wurde uns ne-
ben der kombinierten Soundbar-Recei-
ver-Einheit SONATA und dem 4K-Mo-
nitor MONITORLINE auch der erste 
Staubsaugerroboter des Unternehmens 
präsentiert, der im Gegensatz zu den 
meisten auf dem Markt befindlichen 
Vergleichsprodukten über einen Laser-
sensor verfügt und daher Hindernisse 
erkennt, ohne sie zu berühren. Gleich-
zeitig greift TechniSat den Megatrend 
der Sprachsteuerung auf und bringt per 
Software-Update u.a. die Alexa-Sprach-
steuerung auf die TV-Geräte, Receiver 
und das Smart-Home-System.
Nach den Produktvorführungen stand 
auch ein Gespräch mit TechniSat-Grün-
der Peter Lepper über die aktuellen 
Chancen und Risiken für den Indust-
riestandort Deutschland auf dem Pro-
gramm. 
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Die Ereignisse, die rund um das 
schreckliche Verbrechen in Chemnitz 
vor zweieinhalb Wochen passiert sind, 
beschäftigen derzeit viele Menschen 
in Deutschland. Die Umstände des Tö-
tungsdeliktes, der allen bisherigen Er-
kenntnissen nach von zwei Asylbewer-
bern begangen wurde, machen auch 
mich wütend. Dazu zählt ebenso die Tat-
sache, dass einer der Täter bereits ab-
geschoben werden sollte und dies nicht 
geschah, da seitens der zuständigen 
Behörde die Abschiebefrist versäumt 
wurde. Jeder hat das Recht, sich hierü-
ber zu empören und Ängste zu äußern. 
Das kann aber nicht die Rechtfertigung 
dafür sein, dass bei Demonstrationen, 
die im Anschluss von rechten Gruppie-
rungen organisiert wurden, Hitlergrüße 
gezeigt, nationalsozialistische Sprech-
chöre angestimmt und gesamte Bevöl-
kerungsgruppen unter Generalverdacht 
gestellt werden. Bei diesen  sogenann-
ten Trauermärschen geht es weder um 
Trauer noch um die Einforderung von 
Aufklärung über die Umstände der Tat. 
Den Organisatoren und einer Vielzahl 
von Teilnehmern geht es einzig darum, 
ihrem Hass auf Migranten Luft zu ma-
chen. Es ist erschreckend, dass die Orga-
nisatoren eine derart große Teilnehmer-
zahl hinter sich versammeln konnten. 
Hierfür sind auch Teile des politischen 
Parteienspektrums verantwortlich. 
Prominente Vertreter der AfD, wie bei-
spielsweise der rheinland-pfälzische 
Fraktionsvorsitzende, haben gemein-
sam mit Vertretern von Pegida, gewalt-
bereiten Neonazis und Hooligans an 
den Demonstrationen teilgenommen. 
Im Anschluss werden von Seiten der AfD 
Ausschreitungen, die am Rande dieser 
Demonstration passiert sind, dann auch 
noch als „normale“ emotionale Reak-
tion bezeichnet. Von Vertretern einer 
Partei, die sowohl im Bundestag und in 
vielen Landesparlamenten vertreten ist, 
würde ich erwarten, dass sie zu einer 
Versachlichung der Debatte beitragen 
und Lösungen für die Probleme aufzei-
gen. In einem Rechtsstaat ist es eben 
nicht normal, wenn für die Taten eines 
Einzelnen eine gesamte Gruppe sühnen 
soll, wenn Überfälle auf Personen eines 

bestimmten Aussehens oder auf ein jü-
disches Restaurant organisiert und auf 
Demonstrationen rechtsradikale Paro-
len geduldet werden. Die AfD hat sich 
in Chemnitz endgültig demaskiert. Sie 
ist keine bürgerliche Partei, sie ist auch 
nicht patriotisch. Der ehemalige Bun-
despräsident Richard von Weizsäcker 
hat einmal gesagt: „Patriotismus ist Lie-
be zu den Seinen, Nationalismus ist Haß 
auf die anderen ...“ Seit Chemnitz steht 
fest: Patrioten sind die AfD‘ler nicht. 
Es ist wichtig, dass viele Menschen, 
ob in Chemnitz oder in anderen Teilen 
Deutschlands, ihre Stimme gegen diese 
Entwicklung erheben. Wenig verständ-
lich ist für mich in diesem Zusammen-
hang jedoch, dass auf einem Konzert 
gegen rechte Hetze in Chemnitz, links-
radikale Parolen geduldet werden. So 
rufen einige Bands, die dort vertreten 
waren, in ihren Texten zu Gewalt gegen 
Polizisten und Journalisten auf. Auf Ge-
walt mit Gewalt zu antworten, ist inak-
zeptabel.   
Teile der Berichterstattung und der öf-
fentlichen Diskussion über die rechten 
Demonstrationen in Chemnitz sugge-
rieren einen Generalverdacht gegen die 
gesamte Stadt Chemnitz, Sachsen oder 
sogar Ostdeutschland. Auch ich habe 
in der vergangenen Woche Zuschriften 
erhalten, die dies unterstellen. Das ist 
natürlich ebenso falsch wie der Gene-
ralverdacht der von rechter Seite gegen 
Flüchtlinge erhoben wird. Die gewalt-
bereiten Teilnehmer der rechten De-
monstrationen sind aus dem gesamten 
Bundesgebiet angereist. Dahinter steht 
ein gut organsiertes rechtsextremes 
Netzwerk, welches Ereignisse wie in 
Chemnitz für seine ideologischen Zwe-
cke ausnutzt. 
Mehr Sachlichkeit und Differenzierung 
würde der Debatte dieser Tage in al-
len Bereichen daher gut tun. Hierbei 
sehe ich insbesondere die CDU als die 
Partei der Mitte in der Verantwortung. 
Wir müssen uns in Debatten wie dieser 
mehr Gehör verschaffen und aufzeigen, 
dass die Mehrheit in Deutschland sich 
eben nicht von rechts- oder linksradika-
len Parolen einnehmen lässt. 

CHEMNITZ
Debatte braucht mehr Sachlichkeit

BERLIN II

BENELUX

Zum Antrittsbesuch in Den 
Haag

In dieser Woche haben ich mich ge-
meinsam mit meinen Kollegen von der 
CDU-Landesgruppe Rheinland-Pfalz 
zum Austausch mit Vertretern der Steu-
erberaterkammer Rheinland-Pfalz ge-
troffen. 
Dabei ging es um wichtige Themen wie 
die derzeitige Diskussion um die Ein-
führung eines Mindestlohns für Auszu-
bildende, steuerliche Entlastungen für 
mittelständische Unternehmen sowie 
Vorschläge zur Steuervereinfachung.  

In dieser Legislaturperiode habe ich 
den Vorsitz der neuen Parlamentari-
ergruppe BENELUX übernommen. Zu 
einem ersten Kennenlernen habe ich 
vor zwei Wochen den Vorsitzenden der 
Deutschland-Kontaktgruppe im nieder-
ländischen Parlament, Pieter Omtzigt 
(Mitte), in Den Haag besucht. Begleitet 
wurde ich dabei von meinem Kollegen 
Otto Fricke.  
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Austausch mit der Steuer-
beraterkammer
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